
Der grüne Weg ins Solarzeitalter ver-
ringert die Treibhausgase, schont die
Ressourcen und schafft Sicherheit
für uns und unsere Kinder. Noch vor
wenigen Jahren wurden wir als
grüne Spinner belächelt, heute ant-
worten 92 Prozent der Bevölkerung
bei einer EMNID-Umfrage im März
2002 auf die Frage „Würden Sie aus
Klimaschutz-Gründen die verstärkte
Nutzung von Windkraft begrüßen?“
mit einem klaren Ja.

Und der Markt boomt. Nur dank
grüner Regierungsverantwortung
wurde die Nutzung der Windenergie
in drei Jahren verdreifacht, in
Deutschland produzieren die Wind-

Unsere Bilanz lässt sich sehen:
Weltweit steigt kein Land schneller
aus der Atomkraft aus als
Deutschland. Mit der Ökologischen
Steuerreform haben wir erstmals
den ökologischen Gedanken syste-
matisch im Steuersystem verankert.
Damit entlasten wir die Rentenkasse
allein im Jahr 2002 um 14 Milliarden
Euro oder 1,5 Beitragspunkten und
leisten durch die Reduzierung des
CO2-Ausstoßes um 7.275 Millionen
Tonnen einen wichtigen Beitrag zum
Klimaschutz.

Wir wollen die Erneuerbaren Ener-
gien vollständig von der Stromsteuer
und der Mineralölsteuer befreien

kraftanlagen mehr Strom als zwei
Atomkraftwerke, über 120.000 Men-
schen haben im Bereich der Erneu-
erbaren Energie einen sicheren Ar-
beitsplatz gefunden, die zunehmen-
de Nutzung erneuerbarer Energien
in Deutschland hat der Branche im
Jahr 2000 einen Umsatz von über 8
Milliarden Euro beschert. „Erfreulich
für Deutschland ist, dass vor allem
die mittelständische Hersteller- und
Zulieferindustrie von dieser positiven
Entwicklung profitieren und Arbeits-
plätze schaffen kann“, sagte Dr.
Norbert Allnoch, Leiter des Interna-
tionalen Wirtschaftsforums Regene-
rative Energien (IWR) in Münster.

und so die Ökologische Steuerre-
form weiter verbessern.

Mit dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz, dem 100.000-Dächer-Solar-
strom-Programm und anderen För-
derprogrammen haben wir den
Anteil der Erneuerbaren Energie an
der Stromproduktion innerhalb von
drei Jahren verdoppelt, mit der
Energieeinsparverordnung und dem
Aktbausanierungsprogramm errei-
chen wir einen sparsamen Umgang
mit Energie und steigern gleichzeitig
unsere Lebensqualität. Ein gutes
Energiemanagement bei einer Im-
mobilie bedeutet dank Grün bares
Geld für Mieter und Eigentümer. Wir

wollen bis 2020 die CO2-Emissio-
nen in Deutschland um 40 Prozent
gegenüber 1990 senken.

Die Alternative zu uns Grünen sind
CDU/CSU und FDP: Die wollen den
eingeleiteten Atomausstieg rück-
gängig machen und wettern gegen
die Windkraft. Es bleibt dabei: Nur
mit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird
der Ausstieg aus der Atomkraft kon-
sequent umgesetzt. Wir werden ab
2003 die ersten Kraftwerke abschal-
ten und ab 2005 aus der Wieder-
aufarbeitung aussteigen. Nur mit
uns wird der Stopp innerdeutscher
Atomtransporte nach Ahaus und
Gorleben umgesetzt und eine trans-

parente Suche nach einem sicheren
Endlager durchgeführt.

Wir stehen für Energieeinsparung,
Energieeffizienz und erneuerbare
Energien. Off-Shore Windparks er-
setzen weitere Atomkraftwerke, in-
telligente computeroptimierte Haus-
haltsgeräte reduzieren den Energie-
bedarf, dezentrale Energieerzeugung
mit Brennstoffzellen, Mikroturbinen
oder Blockheizkraft, die zu virtuellen
Kraftwerken miteinander vernetzt
werden, sichern unsere Energiever-
sorgung und überwinden unsere
Abhängigkeit von Öl und Uran.

Der Weg ins Solarzeitalter führt über
GRÜN.

Solar Power: Die Energiewende
Wer eine sichere Energieversorgung will, setzt auf saubere Sonne und Wind. Grüne Energiepolitik ist strategische Krisenvorbeugung und Friedenspolitik. Denn unsere Wirtschaft darf nicht länger am Öl-Tropf

hängen, Atomkraftwerke bleiben gefährlich und je schneller wir sie abschalten, desto besser.

Ziel bleibt die Entmilitarisierung und
Zivilisierung der internationalen
Beziehungen. Kriege müssen verhin-
dert, die Gewaltursachen beseitigt,
die Friedensursachen gefördert wer-
den. Die Erfahrungen der vergange-
nen Jahre haben uns gezeigt, dass es
nach wie vor viele staatliche und
nichtstaatliche Akteure gibt, die ele-
mentare Menschenrechte grob
mißachten und vor der Anwendung
von brutalster Gewalt nicht zurück-
schrecken. Zur Eindämmung dieser
Gewaltausbrüche und zur (Wieder-)
herstellung von rechtstaatlichen und
demokratischen Gesellschaftsstruk-
turen sind in erster Linie politische
und ökonomische Maßnahmen
erforderlich. Deutschland kann und
soll sich nicht als Weltpolizist überall
militärisch einmischen. Das „Nein“
sollte die Regel, ein „Ja“ die
Ausnahme sein. Deshalb muss jede
Bundeswehrreform eingebettet sein
in einen verstärkten Ausbau der zivi-
len und nicht-militärischen Fähig-
keiten zur Krisenprävention und
Krisenreaktion, sowohl auf nationa-
ler und internationaler Ebene. Zur
Verhinderung von globaler Gewalt
bzw. teurer und riskanter Bundes-
wehreinsätze müssen mehr Geld,
Personal und sonstige Ressourcen in
die zivilen Bereiche der Außen-
Sicherheits- und Entwicklungs-politik
investiert werden. Dies ist auch im
Interesse der Soldatinnen und
Soldaten der Bundeswehr, sowie von
deren Angehörigen. Wer – wie die
CDU/CSU – darauf baut, in Zeiten
knapper Kassen zusätzliche Milliar-
den in falsche Militärstrukturen statt
in friedenspolitisch zentrale zivile
Strukturen zu investieren, verkennt
die derzeitigen außen- und sicher-
heitspolitischen Kernaufgaben.

Konsolidierungsprogramms wurde
der Wehretat – abgesehen von ein-
satzbedingten Zusatzkosten – ein-
gefroren, massiven Erhöhungsforde-
rungen wurde nicht nachgegeben.

Die Scharpingsche „Neuausrichtung
der Bundeswehr“ geht in die richtige
Richtung, deckt sich aber in ent-
scheidenden Bereichen nicht mit
grünen Überlegungen. Eine Reform
die auf einer Beibehaltung der
Wehrpflicht und der Vorstellung
einer drohenden Mobilmachung
fußt, ist auf Sand gebaut und ver-
schwendet nach wie vor zu viele
Ressourcen für überflüssige militäri-
sche Strukturen. Auf absehbare Zeit
ist keine existenzielle militärische
Bedrohung Deutschlands aber auch
des NATO-Bündnisses zu erwarten,
die den kurz- oder mittelfristigen
Einsatz von Massenarmeen erforder-
lich machen könnte.

Die Wehrpflicht ist kein Garant, für
eine zurückhaltende Militärpolitik.
Eine in der Demokratie verankerte
Freiwilligenarmee kein Staat im
Staate. Die Wehrpflicht ist sicher-
heitspolitisch nicht mehr begründ-
bar und damit der mit der Wehr-
pflicht einhergehende Grundrechts-
eingriff nicht mehr legitimierbar. Für
die neuen Aufgaben der Bundes-
wehr werden längerdienende, le-
bens- und berufserfahrene Soldaten
benötigt. Die Wehrpflicht blockiert
eine finanzierbare Bundeswehr-
reform. Während viele Soldaten
bereits mehrfach im Auslandseinsatz
waren, werden durch die Ausbildung
und Betreuung der 80.000
Wehrdienstleistenden ca. 30.000
Berufs- und Zeitsoldaten gebunden.

Der Bedarf an Wehrdienstleistenden
ist inzwischen so weit abgefallen,

Die große Mehrheit der Grünen steht
vor dem Hintergrund der vielfältigen
nationalen und internationalen
Erfahrungen der Vergangenheit
allem Militärischen traditionell kri-
tisch und distanziert gegenüber.
Spätestens mit der Regierungs-
beteiligung wurde uns auch die
gestalterische Mitverantwortung für
die Bundeswehr übertragen. Nach
dem Ende des Ost-West-Konfliktes
leistet die Bundeswehr im Verbund
mit anderen Streitkräften aus NATO-
und Nicht-NATO-Staaten, z. B. auf
dem Balkan und in anderen
Krisenregionen einen wichtigen
Friedensbeitrag. Ohne eine militäri-
sche Absicherung und die vielfälti-
gen logistischen und personellen
Unterstützungen wäre der Aufbau
von zivilgesellschaftlichen Struktu-
ren zum Scheitern verurteilt. Was für
eine Bundeswehr braucht ein von
Freunden umgebenes Deutschland,
das „als gleichberechtigtes Glied in
einem vereinten Europa dem Frieden
der Welt zu dienen“ (Präambel des
Grundgesetzes) gedenkt? 

Im Juni 2000 wurde vom Kabinett
die Neuausrichtung der Bundeswehr
beschlossen. Damit sollte die Bun-
deswehr für ihr neues Aufgaben-
spektrum im internationalen Rah-
men befähigt werden. Der Beschluss
beinhaltete u.a. eine Reduzierung
der Bundeswehr von 340.000 auf
285.000 Soldaten (davon 150.000
Einsatzkräfte), die Beibehaltung der
Wehrpflicht, neue Führungs- und
Streitkräftestrukturen sowie die Ver-
besserung der Wirtschaftlichkeit. Die
Bundeswehr wurde für den freiwilli-
gen Dienst von Frauen geöffnet, der
Wehr- und Zivildienst um einen
Monat reduziert. Im Rahmen des

dass nur noch für jeden vierten
Wehrpflichtigen ein Wehrdienstplatz
zur Verfügung steht. Die Tatsache,
dass alle jungen Männer der
Wehrpflicht unterliegen, die jungen
Frauen aber frei entscheiden kön-
nen, verstärkt diese gesellschaftliche
Ungerechtigkeit. Auch im Vergleich
zu ihren Altersgenossen in vielen
anderen Staaten haben die der
Wehrpflicht unterliegenden jungen
Männer in Deutschland deutliche
Einschränkungen ihrer Lebens- und
Berufsplanung hinzunehmen.

Die Wehrpflicht gehört abgeschafft!
Die Bündnisgrünen wollen sich in den nächsten Jahren für eine weitere Reduzierung, Professionalisierung und Modernisierung der Bundeswehr einsetzen. Sie dient dem Ziel, die Bundeswehr von überflüssi-

gen Aufgaben und Strukturen zu befreien und sie dazu zu befähigen, einen eng begrenzten aber effektiven militärischen Beitrag zur internationalen Gewalteindämmung und Friedenssicherung im Dienste
der Vereinten Nationen und im Rahmen einer Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik leisten zu können. Eine Ausrichtung der Bundeswehr auf Interventionen für Machtinteressen lehnen wir ab.
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Solidarität mit den Tieren, gegen das Abholzen der letzten Urwälder und für eine umweltfreundliche Beschaffungspolitik der

Bundesregierung zeigte Winnig Nachtwei gemeinsam mit Greenpeace.

Die Grünen wollen:

� eine Freiwilligenarmee von ca.
200.000 Soldaten,

� dass qualitativ guter Nach-
wuchs gewonnen wird und die
Integration der Bundeswehr in
die Gesellschaft erhalten wer-
den kann,

� eine Vertiefung der militärischen
Zusammenarbeit in Europa mit
dem Ziel, verzichtbare Doppe-
lungen abzubauen und mehr
und mehr Aufgaben gemeinsam
zu bewältigen

� eine Überprüfung der Rüstungs-
beschaffungsvorhaben mit dem
Ziel der Konzentration auf
Qualität statt Quantität

� eine deutliche Reduzierung der
militärischen Standorte in
Deutschland

� eine Verbesserung der Besol-
dung v.a. im unteren Einkom-
mensbereich

� einen gleitenden Ausstieg aus
dem Zivildienst durch attrakti-
vere Freiwilligendienste sowie
die Professionalisierung der
sozialen Dienstleistungen.
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